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Entwässerungssatzung 
der Gemeinde Anröchte vom 15.12.2010 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fas-
sung der Bekanntmachung 14.07.1994 (GV. NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert durch Art. 4 des 
Gesetzes vom 17.12.2009 (GV. NRW. 2009, S. 950), des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes 
(WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl. I 2009, S. 2585 ff), zuletzt 
geändert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 11.08.2010 (BGBl. I S. 1163), sowie der §§ 51 ff. des 
Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz – LWG -) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert durch Art. 3 des 
Gesetzes vom 16.03.2010 (GV. NRW. 2010, S. 185), hat der Rat der Gemeinde Anröchte am 
14.12.2010 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Abwasserbeseitigungspflicht der Gemeinde umfasst unter anderem das Sammeln, Fortlei-

ten, Behandeln, Einleiten, Versickern, Verregnen und Verrieseln des im Gemeindegebiet anfal-
lenden Abwassers sowie das Entwässern und Entsorgen des Klärschlamms. Zur Abwasserbe-
seitigungspflicht gehören nach § 53 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis Nr. 7  LWG NRW insbesondere 
 
1. die Planung der abwassertechnischen Erschließung von Grundstücken, deren Bebaubarkeit 

nach Maßgabe des Baugesetzbuches durch einen Bebauungsplan, einen Vorhaben- und 
Erschließungsplan oder eine Klarstellungs-, Entwicklungs-, und Ergänzungssatzung begrün-
det worden ist, 

 
2. das Sammeln und das Fortleiten des auf den Grundstücken des Gemeindegebietes anfal-

lenden Abwassers sowie die Aufstellung und Fortschreibung von Plänen nach § 58 Abs. 1 
LWG NRW, 

 
3. das Behandeln und die Einleitung des nach Nummer 2 übernommenen Abwassers sowie die 

Aufbereitung des durch die Abwasserbeseitigung anfallenden Klärschlamms für seine ord-
nungsgemäße Verwertung oder Beseitigung, 

 
4. die Errichtung und der Betrieb sowie die Erweiterung oder die Anpassung der für die Abwas-

serbeseitigung nach den Nummern 2 und 3 notwendigen Anlagen an die Anforderungen des 
§§ 54ff. WHG und des § 57 LWG NRW, 

 
5. das Einsammeln und Abfahren des in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms und dessen 

Aufbereitung für eine ordnungsgemäße Verwertung oder Beseitigung (§ 54 Abs. 2 Satz 2 
WHG); hierfür gilt die gesonderte Satzung der Gemeinde über die Entsorgung von Grund-
stücksentwässerungsanlagen, 

 
6. die Überwachung von Abwasserbehandlungsanlagen im Falle des § 53 Abs. 4 LWG NRW, 
 
7. die Vorlage des Abwasserbeseitigungskonzeptes nach Maßgabe des § 53 Abs. 1 a und b 

LWG NRW. 
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(2)  Die Gemeinde stellt zum Zweck der Abwasserbeseitigung in ihrem Gebiet und zum Zweck der 

Verwertung oder Beseitigung der bei der gemeindlichen Abwasserbeseitigung anfallenden 
Rückstände die erforderlichen dezentralen und zentralen Anlagen als öffentliche Einrichtung 
zur Verfügung (öffentliche Abwasseranlagen). Die öffentlichen, dezentralen und zentralen Ab-
wasseranlagen bilden eine rechtliche und wirtschaftliche Einheit. 

 
(3) Art, Lage und Umfang der öffentlichen Abwasseranlage sowie den Zeitpunkt ihrer Herstellung, 

Erweiterung, Erneuerung, Änderung, Sanierung oder Beseitigung bestimmt die Gemeinde im 
Rahmen der ihr obliegenden Abwasserbeseitigungspflicht. 

 
§ 2 

Begriffsbestimmungen 
 
Im Sinne dieser Satzung bedeuten: 
 
1. Abwasser: 

Abwasser ist Schmutzwasser und Niederschlagswasser im Sinne des § 54 Abs. 1 WHG. 
 
2. Schmutzwasser: 

Schmutzwasser ist nach § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG das durch häuslichen, gewerblichen, 
landwirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte und das bei 
Trockenwetter damit zusammen abfließende Wasser. Als Schmutzwasser gelten nach § 54 
Abs. 1 Satz 2 WHG auch die aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und Ablagern von Abfällen 
austretenden und gesammelten Flüssigkeiten. 

 
3. Niederschlagswasser: 

Niederschlagswasser ist nach § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG das von Niederschlägen aus dem 
Bereich von bebauten oder befestigten Flächen gesammelt abfließende Wasser. 

 
4. Mischsystem: 
 Im Mischsystem werden Schmutz- und Niederschlagswasser gemeinsam gesammelt und fort-

geleitet. 
 
5. Trennsystem: 

Im Trennsystem werden Schmutz- und Niederschlagswasser getrennt gesammelt und fortgelei-
tet. 

 
6. Öffentliche Abwasseranlage: 

a) Zur öffentlichen Abwasseranlage gehören alle von der Gemeinde selbst oder in ihrem Auf-
trag betriebenen Anlagen, die dem Sammeln, Fortleiten, Behandeln und Einleiten von Ab-
wasser sowie der Verwertung oder Beseitigung der bei der gemeindlichen Abwasserbesei-
tigung anfallenden Rückstände dienen. 

 
b) Zu den öffentlichen Abwasseranlagen gehören auch Anlagen und Einrichtungen, die nicht 

von der Gemeinde selbst, sondern von Dritten (z.B. Entwässerungsverbänden) hergestellt 
und unterhalten werden, wenn die Gemeinde sich ihrer zur Durchführung der Grundstücks-
entwässerung bedient und zu den Kosten ihrer Unterhaltung beiträgt. 

 
c) Zur öffentlichen Abwasseranlage gehören ferner die Grundstücksanschlussleitungen. 
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d) In den Gebieten, in denen die Abwasserbeseitigung durch ein Druckentwässerungsnetz er-
folgt und sich Teile eines solchen Netzes auf den Privatgrundstücken befinden, gehören die 
Hausanschlussleitungen einschließlich der Druckstationen (Pumpenschächte mit Druck-
pumpen einschließlich Steuerungen) nicht zur öffentlichen Abwasseranlage. 

 
e) Nicht zur öffentlichen Abwasseranlage im Sinne dieser Satzung zählt die Entsorgung von 

Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben, die in der Satzung über die Entsorgung von 
Grundstücksentwässerungsanlagen der Gemeinde gesondert geregelt ist. 

 
 
7. Anschlussleitungen: 

Unter Anschlussleitungen im Sinne dieser Satzung werden Grundstücksanschlussleitungen und 
Hausanschlussleitungen verstanden. 

 
a) Grundstücksanschlussleitungen sind die Leitungen von der öffentlichen Sammelleitung bis 

zur Grenze des jeweils anzuschließenden Grundstücks. 
 
b) Hausanschlussleitungen sind die Leitungen von der privaten Grundstücksgrenze bis zu 

dem Gebäude auf dem Grundstück, in dem Abwasser anfällt. Zu den Hausanschlusslei-
tungen gehören auch Leitungen unter der Bodenplatte des Gebäudes auf dem Grundstück, 
in dem Abwasser anfällt sowie Schächte (Kontrollschacht) und Inspektionsöffnungen. Bei 
Druckentwässerungsnetzen ist die Druckstation (Pumpenschacht mit Druckpumpe ein-
schließlich Steuerung) auf dem privaten Grundstück Bestandteil der Hausanschlussleitung. 

 
8. Haustechnische Abwasseranlagen: 

Haustechnische Abwasseranlagen sind die Einrichtungen innerhalb und an zu entwässernden  
Gebäuden, die der Sammlung, Vorbehandlung, Prüfung, Rückhaltung und Ableitung des Ab-
wassers auf dem Grundstück dienen (z.B. Abwasserrohre im Gebäude, Dachrinnen, Hebeanla-
ge). Sie gehören nicht zur öffentlichen Abwasseranlage. 

 
9. Druckentwässerungsnetz: 

Druckentwässerungsnetze sind zusammenhängende Leitungsnetze, in denen der Transport 
von Abwasser einer Mehrzahl von Grundstücken durch von Pumpen erzeugten Druck erfolgt. 
Die Druckpumpen und Pumpenschächte sind regelmäßig technisch notwendige Bestandteile 
des jeweiligen Gesamtnetzes, sie sind jedoch Bestandteil der Hausanschlussleitung, die nicht 
zur öffentlichen Abwasseranlage gehört. 
 

10. Abscheider: 
 Abscheider sind Fettabscheider, Leicht- und Schwerflüssigkeitsabscheider, Stärkeabscheider 

und ähnliche Vorrichtungen, die das Eindringen schädlicher Stoffe in die öffentliche Abwasser-
anlage durch Abscheiden aus dem Abwasser verhindern. 

 
11. Anschlussnehmer: 
 Anschlussnehmer ist der Eigentümer eines Grundstücks, das an die öffentliche Abwasseranla-

ge angeschlossen ist (§ 22 Abs. 1 gilt entsprechend). 
 
12. Indirekteinleiter: 
 Indirekteinleiter ist derjenige Anschlussnehmer, der Abwasser in die öffentliche Abwasseranla-

ge einleitet oder sonst hineingelangen lässt (vgl. § 58 WHG).  
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13. Grundstück: 
 Grundstück ist unabhängig von der Eintragung im Grundbuch jeder zusammenhängende 

Grundbesitz, der eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet. Befinden sich auf einem 
Grundstück mehrere bauliche Anlagen, so kann die Gemeinde für jede dieser Anlagen die An-
wendung der für Grundstücke maßgeblichen Vorschriften dieser Satzung verlangen. 

 
§ 3 

Anschlussrecht 
 
Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Gemeinde liegenden Grundstücks ist vorbehaltlich der Ein-
schränkungen in dieser Satzung berechtigt, von der Gemeinde den Anschluss seines Grundstücks 
an die bestehende öffentliche Abwasseranlage zu verlangen (Anschlussrecht). 

 
§ 4 

Begrenzung des Anschlussrechts 
 
(1) Das Anschlussrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, die an eine betriebsfertige und 

aufnahmefähige öffentliche Abwasseranlage angeschlossen werden können. Dazu muss die öf-
fentliche Abwasserleitung in unmittelbarer Nähe des Grundstücks oder auf dem Grundstück 
verlaufen. Eine öffentliche Abwasserleitung verläuft auch dann in unmittelbarer Nähe des 
Grundstücks, wenn über einen öffentlichen oder privaten Weg  ein unmittelbarer Zugang zu ei-
ner Straße besteht, in welcher ein öffentlicher Kanal verlegt ist. Die Gemeinde kann den An-
schluss auch in anderen Fällen zulassen, wenn hierdurch das öffentliche Wohl nicht beein-
trächtigt wird. 

 
(2) Die Gemeinde kann den Anschluss versagen, wenn die Voraussetzungen des § 53  Abs. 4 

Satz 1 LWG NRW zur Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht auf Antrag der Gemeinde 
auf den privaten Grundstückseigentümer durch die untere Wasserbehörde erfüllt sind. Dieses 
gilt nicht, wenn sich der Grundstückseigentümer bereit erklärt, die mit dem Anschluss verbun-
denen Mehraufwendungen zu tragen. 

 
(3) Der Anschluss ist ausgeschlossen, soweit die Gemeinde von der Abwasserbeseitigungspflicht 

befreit ist.  
 
(4) In Ortsteilen ohne Anschluss an eine betriebsfertige Kläranlage ist ein Anschluss nur möglich, 

wenn das Schmutzwasser vor Einleitung in die öffentliche Abwasseranlage durch eine Grund-
stückskläreinrichtung (§ 11) vorgeklärt wird. 

 
(5) In den nach dem Trennverfahren entwässerten Gebieten darf das Schmutz- und Nieder-

schlagswasser nur den jeweils dafür bestimmten Leitungen zugeführt werden. In Ausnahmefäl-
len kann auf besondere Anordnung der Gemeinde zur besseren Spülung der Schmutzwasser-
leitung das Niederschlagswasser einzelner günstig gelegener Grundstücke an die Schmutz-
wasserleitung angeschlossen werden. 

 
§ 5 

Anschlussrecht für Niederschlagswasser 
 

(1) Das Anschlussrecht erstreckt sich grundsätzlich auch auf das Niederschlagswasser. 
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(2) Dieses gilt jedoch nicht für Niederschlagswasser von Grundstücken, bei denen die Pflicht zur 

Beseitigung des Niederschlagswassers gemäß § 53 Absatz 3 a Satz 1 LWG dem Eigentümer 
des Grundstücks obliegt. 

 
(3) Darüber hinaus ist der Anschluss des Niederschlagswassers nicht ausgeschlossen, wenn die 

Gemeinde von der Möglichkeit des § 53 Abs. 3 a Satz 2 LWG NRW Gebrauch macht. 
 

§ 6 
Benutzungsrecht 

 
Nach der betriebsfertigen Herstellung der Anschlussleitung hat der Anschlussnehmer vorbehaltlich 
der Einschränkungen in dieser Satzung und unter Beachtung der technischen Bestimmungen für 
den Bau und den Betrieb der haustechnischen Abwasseranlagen das Recht, das auf seinem 
Grundstück anfallende Abwasser in die öffentliche Abwasseranlage einzuleiten (Benutzungsrecht). 

 
§ 7 

Begrenzung des Benutzungsrechts 
 
(1) In die öffentliche Abwasseranlage darf solches Wasser nicht eingeleitet werden, das aufgrund 

seiner Inhaltsstoffe 
 

1. die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährdet oder 
2. das in der öffentlichen Abwasseranlage beschäftigte Personal gefährdet oder gesundheit-

lich beeinträchtigt oder 
3. die Abwasseranlage in ihrem Bestand angreift oder ihre Funktionsfähigkeit oder Unterhal-

tung gefährdet, erschwert oder behindert oder 
4. den Betrieb der Abwasserbehandlung erheblich erschwert oder verteuert oder 
5. die Klärschlammbehandlung, Beseitigung oder Verwertung beeinträchtigt oder 
6. die Abwasserreinigungsprozesse in der Abwasserbehandlungsanlage so erheblich stören, 

dass dadurch die Anforderungen der wasserrechtlichen Einleitungserlaubnis nicht eingehal-
ten werden können. 

 
(2) In das Abwassernetz dürfen insbesondere nicht eingeleitet werden: 
 

1. Feste Stoffe, auch im zerkleinertem Zustand, die zu Ablagerungen oder Verstopfungen in 
der Kanalisation führen können; 

2. Schlämme aus Neutralisations-, Entgiftungs- und sonstigen Behandlungsanlagen; 
3. Schädliche oder giftige Abwässer, insbesondere solche, die Quecksilber, Kadmium und 

sonstige Schwermetalle wie Zyanid und andere Giftstoffe in vermeidbarer Konzentration 
enthalten und solche die   
- schädliche Ausdünstungen oder üble Gerüche verbreiten, 
- die Baustoffe der Abwasseranlagen angreifen, 
- den Betrieb der Entwässerungs- oder Abwasserreinigungsanlagen, insbesondere den 

biologischen Teil und die Schlammbehandlung, stören oder erschweren können, 
- wärmer als 35°C sind, 
- einen PH-Wert unter 6,5 oder über 9,5 haben, 
- mehr als 20mg/l unverseifbare Kohlenwasserstoffe enthalten, 
- ungelöste organische Lösungsmittel enthalten, 
- Kohlensäure, Schwefelwasserstoff, Schwefeldioxid o.ä. in schädlicher Konzentration ent-

halten; entsprechendes gilt bei Reaktionen von Säuren mit Sulfiden und Hypochloriten. 
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4. Abwasser und Schlämme aus Anlagen zur örtlichen Abwasserbeseitigung, insbesondere 
aus Kleinkläranlagen, abflusslosen Gruben, Sickerschächten, Schlammfängen und gewerb-
lichen Sammelbehältern, soweit sie nicht in eine für diesen Zweck vorgesehene gemeindli-
che Einleitungsstelle eingeleitet werden; 

5. flüssige Stoffe, die im Kanalnetz erhärten können, sowie Stoffe, die nach Übersättigung im 
Abwasser in der Kanalisation ausgeschieden werden und zu Abflussbehinderungen führen 
können;  

6. nicht neutralisierte Kondensate aus erd- und flüssiggasbetriebenen Brennwertanlagen mit 
einer Nennwärmeleistung von mehr als 1 MW sowie nicht neutralisierte Kondensate aus 
sonstigen Brennwertanlagen; 

7. radioaktives Abwasser;   
8. Inhalte von Chemietoiletten;   
9. nicht desinfiziertes Abwasser aus Infektionsabteilungen von Krankenhäusern und medizini-

schen Instituten;  
10. flüssige Stoffe aus landwirtschaftlicher Tierhaltung wie Gülle und Jauche; 
11. Silagewasser; 
12. Grund-, Drainage- und Kühlwasser; 
13. Blut aus Schlachtungen; 
14. gasförmige Stoffe und Abwasser, das Gase in schädlichen Konzentrationen freisetzen 

kann; 
15. feuergefährliche und explosionsfähige Stoffe sowie Abwasser, aus dem explosionsfähige 

Gas-Luft-Gemische entstehen können; 
16. Emulsionen von Mineralölprodukten; 
17. Medikamente und pharmazeutische Produkte; 
18. pflanzen- und bodenschädliche Abwässer. 

 
(3) Abwasser darf nur eingeleitet werden, wenn die im Merkblatt DWA-M 115 des DWA-

Regelwerkes festgelegten Grenzwerte nicht überschritten werden. Die festgelegten Grenzwerte 
behalten Gültigkeit, bis der Rat der Gemeinde Anröchte die genannten Grenzwerte neu festlegt 
oder eine neue Fassung des Arbeitsblattes als maßgeblich zur Festlegung der Grenzwerte be-
stimmt. Eine Verdünnung oder Vermischung des Abwassers mit dem Ziel, diese Grenzwerte 
einzuhalten, darf nicht erfolgen. 

 
(4) Betreiber, bei denen die Ableitung schädlicher Abwässer zu vermuten ist, haben regelmäßig 

nach näherer Aufforderung durch die Gemeinde über die Art und die Beschaffenheit ihrer Ab-
wässer sowie über deren Menge Auskunft zu geben und die dazu erforderlichen technischen 
Einrichtungen, insbesondere Messeinrichtungen, vorzuhalten. 

 
(5) Wenn im Falle einer Änderung der Art des Abwassers oder einer wesentlichen Erhöhung der 

Menge des Abwassers die vorhandenen Abwasseranlagen für die Aufnahme oder Reinigung 
des veränderten Abwassers oder der erhöhten Abwassermenge nicht ausreichen, behält sich 
die Gemeinde vor, die Aufnahme dieser Abwässer zu versagen; dies gilt jedoch nicht, wenn der 
Anschlussnehmer sich bereit erklärt, zusätzlich den Aufwand für die Erweiterung der Abwas-
seranlagen und die erhöhten Betriebs- und Unterhaltungskosten zu tragen. § 53 LWG bleibt 
unberührt. 

 
(6) Die Gemeinde kann im Einzelfall Schadstofffrachten (Volumenstrom und/oder Konzentration) 

festlegen. Sie kann das Benutzungsrecht davon abhängig machen, dass auf dem Grundstück 
eine Vorbehandlung oder eine Rückhaltung und dosierte Einleitung des Abwassers erfolgt. 

 
(7) Eine Einleitung von Abwasser in die öffentliche Abwasseranlage auf anderen Wegen als über 

die Anschlussleitung eines Grundstücks darf nur mit Einwilligung der Gemeinde erfolgen. 
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(8) Die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlage ist ausgeschlossen, soweit die Gemeinde von 

der Abwasserbeseitigung befreit ist. 
 
(9) Die Gemeinde kann auf Antrag befristete, jederzeit widerrufliche Befreiungen von den Anforde-

rungen der Absätze 2 bis 8 und 10 erteilen, wenn sich andernfalls eine nichtbeabsichtigte Härte 
für den Verpflichteten ergäbe und Gründe des öffentlichen Wohls der Befreiung nicht entgegen-
stehen. Insbesondere kann die Gemeinde auf Antrag zulassen, dass Grund-, Drainage- und 
Kühlwasser der Abwasseranlage zugeführt wird. Der Indirekteinleiter hat seinem Antrag die von 
der Gemeinde verlangten Nachweise beizufügen.  

 
(10) Die Gemeinde kann die notwendigen Maßnahmen ergreifen, um 
 

1. das Einleiten oder Einbringen von Abwasser oder Stoffen zu verhindern, das unter Verlet-
zung der Absätze 1 und 2 erfolgt; 

2. das Einleiten von Abwasser verhindern, das die Grenzwerte nach Abs. 3 nicht einhält. 
 

§ 8 
Abscheideanlagen 

 
(1) Abwasser mit Leichtflüssigkeiten wie Benzin, Benzol, Diesel, Heiz- oder Schmieröl sowie fett-

haltiges Abwasser ist vor der Einleitung in die öffentliche Abwasseranlage in entsprechende 
Abscheider einzuleiten und dort zu behandeln. Für fetthaltiges häusliches Abwasser gilt dies je-
doch nur, wenn die Gemeinde im Einzelfall verlangt, dass auch dieses Abwasser in entspre-
chende Abscheider einzuleiten und dort zu behandeln ist. 

 
(2) Die Abscheider und deren Betrieb müssen den einschlägigen technischen und rechtlichen An-

forderungen entsprechen. Die Gemeinde kann darüber hinausgehende Anforderungen an den 
Bau, den Betrieb und die Unterhaltung der Abscheider stellen, sofern dies im Einzelfall zum 
Schutz der öffentlichen Abwasseranlage erforderlich ist. 

 
(3) Das Abscheidegut ist in Übereinstimmung mit den abfallrechtlichen Vorschriften zu entsorgen 

und darf der öffentlichen Abwasseranlage nicht zugeführt werden. 
 
(4) Für die Einleitung von Niederschlagswasser kann von der Gemeinde eine Vorbehandlung auf 

dem Grundstück des Anschlussnehmers in einer von ihm zu errichtenden und zu betreibenden 
Abscheideanlage angeordnet werden, wenn der Verschmutzungsgrad des Niederschlagswas-
sers für die Gemeinde eine Pflicht zur Vorbehandlung auslöst. 

 
§ 9 

Anschluss- und Benutzungszwang 
 
(1) Jeder Anschlussberechtigte ist vorbehaltlich der Einschränkungen in dieser Satzung verpflich-

tet, sein Grundstück in Erfüllung der Abwasserüberlassungspflicht nach § 53 Abs.    1 c LWG 
NRW an die öffentliche Abwasseranlage anzuschließen, sobald Abwasser auf dem Grundstück 
anfällt (Anschlusszwang). 

 
(2) Der Anschlussnehmer ist vorbehaltlich der Einschränkungen in dieser Satzung verpflichtet, das 

gesamte auf seinem Grundstück anfallende Abwasser (Schmutzwasser und Niederschlagswas-
ser) in die öffentliche Abwasseranlage einzuleiten (Benutzungszwang), um seine Abwasser-
überlassungspflicht nach § 53 Abs. 1 c LWG NRW zu erfüllen.  
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Ein Anschluss- und Benutzungszwang besteht nicht, wenn die in § 51 Absatz 2 Satz 1 LWG NRW 
genannten Voraussetzungen für in landwirtschaftlichen Betrieben anfallendes Abwasser vorliegen. 
Das Vorliegen dieser Voraussetzungen ist der Gemeinde nachzuweisen.  
 
(3) Unabhängig vom Vorliegen der in Abs. 3 erwähnten Voraussetzungen ist das häusliche Abwas-

ser aus landwirtschaftlichen Betrieben an die öffentliche Abwasseranlage anzuschließen und 
dieser zuzuführen.  

 
(4) Der Anschluss- und Benutzungszwang besteht auch für das Niederschlagswasser. Dieses gilt 

nicht in den Fällen des § 5 Absätze 2 und 3 dieser Satzung. 
 
(5) In den im Trennsystem entwässerten Bereichen sind das Schmutz- und das Niederschlagswas-

ser den jeweils dafür bestimmten Anlagen zuzuführen. 
 
(6) Bei Neu- und Umbauten muss das Grundstück vor der Benutzung der baulichen Anlage an die 

öffentliche Abwasseranlage angeschlossen sein. Ein Zustimmungsverfahren nach § 16 Abs. 1 
ist durchzuführen.  

 
(7) Entsteht das Anschlussrecht erst nach der Errichtung einer baulichen Anlage, so ist das Grund-

stück innerhalb von drei Monaten anzuschließen, nachdem durch öffentliche Bekanntmachung 
oder Mitteilung an den Anschlussberechtigten angezeigt wurde, dass das Grundstück ange-
schlossen werden kann.  

 
(8) Den Abbruch eines mit einem Anschluss versehenen Gebäudes hat der Anschlussnehmer vor-

her der Gemeinde so rechtzeitig mitzuteilen, dass die Anschlussleitung verschlossen und besei-
tigt werden kann. Unterlässt er schuldhaft die rechtzeitige Mitteilung, so haftet er für den da-
durch entstehenden Schaden. 

 
(9) Auf Grundstücken, die dem Anschlusszwang unterliegen, dürfen behelfsmäßige Abwasseranla-

gen wie Abortgruben usw. nicht mehr angelegt oder benutzt werden, es sei denn, das Befreiung 
gem. § 10 erteilt wurde. 

 
§ 10 

Befreiung vom Anschluss und Benutzungszwang für Schmutzwasser 
 
(1) Der Grundstückseigentümer kann auf Antrag vom Anschluss und Benutzungszwang für 

Schmutzwasser ganz oder teilweise befreit werden, wenn ein besonderes begründetes Interes-
se an einer anderweitigen Beseitigung oder Verwertung des Schmutzwassers besteht und - 
insbesondere durch Vorlage einer wasserrechtlichen Erlaubnis - nachgewiesen werden kann, 
dass eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit nicht zu besorgen ist. 

 
(2) Ein besonderes begründetes Interesse im Sinne des Abs. 1 liegt nicht vor, wenn die anderweiti-

ge Beseitigung oder Verwertung des Schmutzwassers lediglich dazu dienen soll, Gebühren zu 
sparen. 

 
§ 11 

Grundstückskläreinrichtungen 
 
Bei einem nachträglichen Anschluss des Grundstücks an die Abwasseranlage (§ 9 Abs. 8) hat der 
Anschlussnehmer auf seine Kosten binnen 8 Wochen nach dem Anschluss seine Grundstücksklär-
einrichtung außer Betrieb zu setzen. Grundstückskläreinrichtungen müssen jedoch dann weiter in  
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Betrieb bleiben, wenn vor Einleitung in die Abwasseranlage eine Vorklärung der Abwässer erforder-
lich ist (§ 7 Abs. 6). 
 

§ 12 
Nutzung des Niederschlagswassers 

 
Beabsichtigt der Grundstückseigentümer die Nutzung des auf seinem Grundstück anfallenden Nie-
derschlagswassers (z.B. als Brauchwasser), so hat er dies der Gemeinde anzuzeigen. Die Gemein-
de verzichtet in diesem Fall auf die Überlassung des verwendeten Niederschlagswassers gemäß § 
53 Abs. 3 a Satz 2 LWG NRW, wenn die ordnungsgemäße Verwendung des Niederschlagswassers 
auf dem Grundstück sichergestellt ist. 
 

§ 13 
Besondere Bestimmungen für Druckentwässerungsnetze 

 
(1) Führt die Gemeinde aus technischen oder wirtschaftlichen Gründen die Entwässerung mittels 

eines Druckentwässerungsnetzes durch, hat der Grundstückseigentümer auf seine Kosten auf 
seinem Grundstück einen Pumpenschacht mit einer für die Entwässerung ausreichend bemes-
senen Druckpumpe einschließlich Steuerung sowie die dazugehörige Druckleitung bis zur 
Grundstücksgrenze herzustellen, zu betreiben, zu unterhalten, instand zu halten und gegebe-
nenfalls zu ändern und zu erneuern. Die Entscheidung über Art, Ausführung, Bemessung und 
Lage des Pumpenschachtes, der Druckpumpe und der dazugehörigen Druckleitung trifft die 
Gemeinde. 

 
(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, mit einem geeigneten Fachunternehmer einen War-

tungsvertrag abzuschließen, der eine Wartung der Druckpumpe entsprechend den Angaben 
des Herstellers sicherstellt. Der Wartungsvertrag ist der Gemeinde bis zur Abnahme der Druck-
leitung, des Pumpenschachtes und der Druckpumpe vorzulegen. Für bereits bestehende 
Druckpumpen ist der Wartungsvertrag innerhalb von 6 Monaten nach Inkrafttreten dieser Be-
stimmung vorzulegen. 

 
(3) Die Gemeinde kann den Nachweis der durchgeführten Wartungsarbeiten verlangen. 

 
(4) Abs. 1 bis 3 gelten auch für private Druckleitungen mit Anschluss an die öffentliche Abwasser-

anlage außerhalb von Druckentwässerungsnetzen.   
 

(5) Der Pumpenschacht muss jederzeit frei zugänglich und zu öffnen sein. Eine Überbauung oder 
Bepflanzung des Pumpenschachtes ist unzulässig. 

 
§ 14 

Ausführung von Anschlussleitungen 
 
(1) Jedes anzuschließende Grundstück ist unterirdisch mit einer eigenen Anschlussleitung und 

ohne technischen Zusammenhang mit den Nachbargrundstücken an die öffentliche Abwasser-
anlage anzuschließen. In Gebieten mit Mischsystem ist für jedes Grundstück eine Anschlusslei-
tung, in Gebieten mit Trennsystem je eine Anschlussleitung für Schmutz- und für Nieder-
schlagswasser herzustellen. Auf Antrag können mehrere Anschlussleitungen verlegt werden, 
die zusätzlichen Kosten trägt der Anschlussnehmer. Die Gemeinde kann den Nachweis über 
den ordnungsgemäßen Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage im Rahmen des Zustim-
mungsverfahrens nach § 16 dieser Satzung verlangen. 
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(2) Wird ein Grundstück nach seinem Anschluss in mehrere selbständige Grundstücke geteilt, so 

gilt Abs. 1 für jedes der neu entstehenden Grundstücke.  
 
(3) Der Grundstückseigentümer hat sich gegen Rückstau von Abwasser aus dem öffentlichen Ka-

nal zu schützen. Hierzu hat er Ablaufstellen unterhalb der Rückstauebene (in der Regel die 
Straßenoberkante) durch funktionstüchtige Rückstausicherungen gemäß den allgemein aner-
kannten Regeln der Technik einzubauen. Die Rückstausicherung muss jederzeit zugänglich 
sein.  

 
(4) Bei der Neuerrichtung einer Anschlussleitung auf einem privaten Grundstück hat der Grund-

stückseigentümer einen geeigneten Einsteigschacht (Kontrollschacht) mit Zugang für Personal 
auf seinem Grundstück außerhalb des Gebäudes zu errichten. Bei bestehenden Anschlusslei-
tungen ist der Grundstückseigentümer zum nachträglichen Einbau des  Einsteigschachtes mit 
Zugang für Personal verpflichtet, wenn er die Anschlussleitung erneuert oder verändert. In Aus-
nahmefällen kann auf Antrag des Grundstückseigentümers von der Errichtung eines Einsteig-
schachtes außerhalb des Gebäudes abgesehen werden. Der Einsteigschacht muss jederzeit 
frei zugänglich und zu öffnen sein. Eine Überbauung oder Bepflanzung des Einsteigschachtes 
ist unzulässig.  

 
(5) Die Anzahl, Führung, lichte Weite und technische Ausführung der Anschlussleitungen bis zum 

Einsteigschacht (Kontrollschacht) mit Zugang für Personal sowie die Lage und Ausführung des 
Einsteigschachtes bestimmt die Gemeinde. 

 
(6) Die Herstellung, Erneuerung und Veränderung sowie die laufende Unterhaltung der haustech-

nischen Abwasseranlagen sowie der Hausanschlussleitung auf dem anzuschließenden Grund-
stück führt der Grundstückseigentümer auf seine Kosten durch. Die Hausanschlussleitung ist in 
Abstimmung mit der Gemeinde zu erstellen. 

 
(7) Die Herstellung, Erneuerung und Veränderung, die laufende Unterhaltung (Reinigung, Ausbes-

serung) sowie die Beseitigung von Grundstücksanschlussleitungen von der Straßenleitung bis 
zur Grundstücksgrenze führt die Gemeinde selbst oder durch einen von ihr beauftragten Unter-
nehmer aus. Schäden, die an der Anschlussleitung durch Baumwurzeln verursacht werden, ge-
hen zu Lasten der Gemeinde, wenn die in Frage kommenden Bäume Eigentum der Gemeinde 
sind. 

 
(8) Wird auf Veranlassung der Gemeinde eine bestehende Straßen- bzw. Hauptleitung durch eine 

neue Leitung ersetzt, so schließt die Gemeinde auf ihre Kosten die vorhandenen Grundstücks-
anschlussleitungen an die neue Straßen- bzw. Hauptleitung an. Dabei notwendige Anschluss-
ergänzungen (z.B. der nachträgliche Einbau von Einsteigschächten     - Kontrollschächten) und 
die nachträgliche Umstellung von Mischsystemen auf Trennsysteme werden auf Kosten der 
Anschlussnehmer durchgeführt. 

 
(9) Besteht für die Ableitung des Abwassers kein natürliches Gefälle zur öffentlichen Abwasseran-

lage, so kann die Gemeinde von dem Grundstückseigentümer zur ordnungsgemäßen Entwäs-
serung des Grundstücks den Einbau und den Betrieb einer Hebeanlage verlangen. Die Kosten 
trägt der Grundstückseigentümer. 

 
(10) Auf Antrag können zwei oder mehrere Grundstücke durch eine gemeinsame Anschlussleitung 

entwässert werden. Die Benutzungs- und Unterhaltungsrechte sind im Grundbuch oder durch 
Baulast abzusichern. Der Anschlussbeitrag ist auch in diesen Fällen für jedes Grundstück zu 
erheben. 

 
 
(11) Werden an Straßen, in denen noch keine öffentliche Abwasseranlage vorhanden ist, Neubauten 

errichtet oder Nutzungen vorgenommen, die einen Abwasseranfall nach sich ziehen, hat der 
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Grundstückseigentümer auf seinem Grundstück Anlagen für einen späteren Anschluss in Ab-
stimmung mit der Gemeinde auf seine Kosten vorzubereiten. 

 
§ 15 

Anschlussbeitrag, Gebühren 
 
(1) Zum Ersatz des durchschnittlichen Aufwandes für die Herstellung und Erweiterung der Abwas-

seranlage werden Anschlussbeiträge und für die Inanspruchnahme der Abwasseranlage Benut-
zungsgebühren nach einer zu dieser Satzung erlassenen Beitrags- und Gebührensatzung er-
hoben. 

 
(2) Die Abwasserabgaben für eigene Einleitungen der Gemeinde, für Fremdeinleitungen, für die die 

Gemeinde die Abgabe entrichten muss, werden als Gebühren nach Absatz 1 abgewälzt. 
 

§ 16 
Zustimmungsverfahren 

 
(1) Die Herstellung oder Änderung des Anschlusses bedarf der vorherigen Zustimmung der Ge-

meinde. Diese ist rechtzeitig, spätestens jedoch vier Wochen vor der Durchführung der An-
schlussarbeiten zu beantragen. Besteht Anschluss- und Benutzungszwang an die öffentliche 
Abwasseranlage, gilt der Antrag mit der Aufforderung der Gemeinde den Anschluss vorzuneh-
men, als gestellt. Eine Zustimmung wird erst dann erteilt, wenn eine Abnahme des Anschlusses 
durch die Gemeinde an der offenen Baugrube erfolgt ist.  

 
(2) Den Abbruch eines mit einem Anschluss versehenen Gebäudes hat der Anschlussnehmer eine 

Woche vor der Außerbetriebnahme des Anschlusses der Gemeinde mitzuteilen. Diese ver-
schließt die Anschlussleitung auf Kosten des Anschlussnehmers. 

 
§ 17 

Dichtheitsprüfung bei privaten Abwasserleitungen 
 
(1) Für die Dichtheitsprüfung privater Abwasserleitungen gelten die Bestimmungen des  § 61 a 

Abs. 3 bis Abs. 7 LWG NRW. Für welche Grundstücke und zu welchem Zeitpunkt eine Dicht-
heitsprüfung bei privaten Abwasserleitungen durchzuführen ist, ergibt sich aus  § 61 a Abs. 3 
bis 6 LWG NRW.  

 
(2) Die Dichtheitsprüfungen dürfen nur durch Sachkundige nach § 61 a Abs. 6 LWG NRW durch-

geführt werden. 
 

§ 18 
Indirekteinleiterkataster 

 
(1) Die Gemeinde führt ein Kataster über Indirekteinleitungen, deren Beschaffenheit erheblich vom 

häuslichen Abwasser abweicht.  
 
(2) Bei Indirekteinleitungen im Sinne des Absatz 1 sind der Gemeinde mit dem Antrag nach § 16 

Absatz 1 die Abwasser erzeugenden Betriebsvorgänge zu benennen. Bei bestehenden An-
schlüssen hat dies innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten dieser Satzung zu geschehen. 
Auf Verlangen hat der Indirekteinleiter der Gemeinde Auskunft über die Zusammensetzung des 
Abwassers, den Abwasseranfall und die Vorbehandlung des Abwassers zu erteilen.  
 
 
Soweit es sich um genehmigungspflichtige Indirekteinleitungen im Sinne des § 58 WHG und § 
59 LWG NRW handelt, genügt in der Regel die Vorlage des Genehmigungsbescheides der zu-
ständigen Wasserbehörde. 
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§ 19 
Abwasseruntersuchungen 

 
(1) Die Gemeinde ist jederzeit berechtigt, Abwasseruntersuchungen vorzunehmen oder vornehmen 

zu lassen. Sie bestimmt die Entnahmestellen sowie Art, Umfang und Turnus der Probenahmen. 
 
(2) Die Kosten für die Untersuchungen trägt der Anschlussnehmer, falls sich herausstellt, dass ein 

Verstoß gegen die Benutzungsbestimmungen dieser Satzung vorliegt.  
 

§ 20 
Auskunfts- und Nachrichtspflicht; Betretungsrecht 

 
(1) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, der Gemeinde auf Verlangen die für den Vollzug 

dieser Satzung erforderlichen Auskünfte über Bestand und Zustand der haustechnischen Ab-
wasseranlagen und der Hausanschlussleitungen zu erteilen. 

 
(2) Die Anschlussnehmer und die Indirekteinleiter haben die Gemeinde unverzüglich zu benach-

richtigen, wenn  
 

1. der Betrieb ihrer haustechnischen Abwasseranlagen durch Umstände beeinträchtigt wird, 
die auf Mängel der öffentlichen Abwasseranlage zurückzuführen sein können (z.B. Verstop-
fungen von Abwasserleitungen),  

2. Stoffe in die öffentliche Abwasseranlage geraten sind oder zu geraten drohen, die den An-
forderungen nach § 7 nicht entsprechen, 

3. sich Art oder Menge des anfallenden Abwassers erheblich ändert, 
4. sich die der Mitteilung nach § 18 Abs. 2 zugrunde liegenden Daten erheblich ändern, 
5. für ein Grundstück die Voraussetzungen des Anschluss- oder Benutzungsrechtes entfallen. 

 
(3) Bedienstete der Gemeinde und Beauftragte der Gemeinde mit Berechtigungsausweis sind 

berechtigt, die angeschlossenen Grundstücke zu betreten, soweit dieses zum Zweck der Erfül-
lung der gemeindlichen Abwasserbeseitigungspflicht oder zum Vollzug dieser Satzung erfor-
derlich ist. Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten haben das Betreten von Grundstücken 
und Räumen zu dulden und ungehindert Zutritt zu allen Anlageteilen auf den angeschlossenen 
Grundstücken zu gewähren. Das Betretungsrecht gilt nach § 53 Abs. 4 a Satz 2 LWG NRW 
auch für Anlagen zur Ableitung von Abwasser, dass der Gemeinde zu überlassen ist. Die 
Grundrechte der Verpflichteten zu sind beachten. 

 
§ 21 

Haftung 
 
(1) Der Anschlussnehmer und der Indirekteinleiter haben für eine ordnungsgemäße Benutzung der 

haustechnischen Abwasseranlagen nach den Vorschriften dieser Satzung zu sorgen. Sie haften 
für alle Schäden und Nachteile, die der Gemeinde in Folge eines mangelhaften Zustandes oder 
einer satzungswidrigen Benutzung der haustechnischen Abwasseranlagen oder in Folge einer 
satzungswidrigen Benutzung der öffentlichen Abwasseranlage entstehen. 

 
 
 
 
(2) In gleichem Umfang hat der Ersatzpflichtige die Gemeinde von Ersatzansprüchen Dritter freizu-

stellen. 
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(3) Die Gemeinde haftet nicht für Schäden, die durch höhere Gewalt hervorgerufen werden. Sie 

haftet auch nicht für Schäden die dadurch entstehen, dass die vorgeschriebenen Rückstausi-
cherungen nicht vorhanden sind oder nicht ordnungsgemäß funktionieren. 

 
§ 22 

Berechtigte und Verpflichtete 
 
(1) Die Rechte und Pflichten, die sich aus dieser Satzung für Grundstückseigentümer ergeben, 

gelten entsprechend für Erbbauberechtigte und sonstige zur Nutzung des Grundstücks dinglich 
Berechtigte sowie für die Träger der Baulast von Straßen, Wegen und Plätzen innerhalb der im 
Zusammenhang bebauten Ortsteile. 

 
(2) Darüber hinaus gelten die Pflichten, die sich aus dieser Satzung für die Benutzung der öffentli-

chen Abwasseranlage ergeben, für jeden, der 
 

1. berechtigt oder verpflichtet ist, das auf den angeschlossenen Grundstücken anfallende Ab-
wasser abzuleiten, (also insbesondere auch Pächter, Mieter, Untermieter etc.) oder 

2. der öffentlichen Abwasseranlage tatsächlich Abwasser zuführt. 
 
(3) Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner. 
 

§ 23 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen 
 

1. § 7 Abs. 1 und 2 
Abwasser oder Stoffe in die öffentliche Abwasseranlage einleitet oder einbringt, deren Ein-
leitung oder Einbringung ausgeschlossen ist. 

 
2. § 7 Abs. 3 und 6 

Abwasser über den zugelassenen Volumenstrom hinaus einleitet oder hinsichtlich der Be-
schaffenheit und der Inhaltsstoffe des Abwassers die Grenzwerte nicht einhält oder das 
Abwasser zur Einhaltung der Grenzwerte verdünnt oder vermischt. 

 
3. § 7 Abs. 7 

Abwasser ohne Einwilligung der Gemeinde auf anderen Wegen als über die Anschlusslei-
tung eines Grundstückes in die öffentliche Abwasseranlage einleitet. 

 
4. § 8 

Abwasser mit Leichtflüssigkeiten wie Benzin, Benzol, Diesel, Heiz- oder Schmieröl sowie 
fetthaltiges Abwasser vor der Einleitung in die öffentliche Abwasseranlage nicht in entspre-
chende Abscheider einleitet oder Abscheider nicht oder nicht ordnungsgemäß einbaut oder 
betreibt oder Abscheidegut nicht in Übereinstimmung mit den abfallrechtlichen Vorschriften 
entsorgt oder Abscheidegut der öffentlichen Abwasseranlage zuführt.  

 
5. § 9 Abs. 2 

das Abwasser nicht in die öffentliche Abwasseranlage einleitet. 
 
 

6. § 9 Abs. 6 
in den im Trennsystem entwässerten Bereichen das Schmutz- und das Niederschlagswas-
ser nicht in jeweils dafür bestimmten Anlagen zuführt. 
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7. § 12 
 auf seinem Grundstück anfallendes Niederschlagswasser als Brauchwasser nutzt, ohne 

dies der Gemeinde angezeigt zu haben.  
 
8. §§ 13 Abs. 5;  14 Abs. 4 
 die Pumpenschächte, die Einsteigschächte (Kontrollschächte) oder Inspektionsöffnungen 

nicht frei zugänglich hält.  
 

9. § 16 Abs. 1 
den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage ohne vorherige Zustimmung der Ge-
meinde herstellt oder ändert. 

 
10. § 16 Abs. 2 

den Abbruch eines mit einem Anschluss versehenen Gebäudes nicht oder nicht rechtzeitig 
der Gemeinde mitteilt. 

 
11. § 18 Abs. 2 

der Gemeinde die Abwasser erzeugenden Betriebsvorgänge nicht oder nicht rechtzeitig be-
nennt oder auf ein entsprechendes Verlangen der Gemeinde hin keine oder nur eine unzu-
reichende Auskunft über die Zusammensetzung des Abwassers, den Abwasseranfall und 
die Vorbehandlung des Abwassers erteilt. 

 
12. § 20 Abs. 3 

die Bediensteten oder die mit Berechtigungsausweis versehenen Beauftragten der Ge-
meinde daran hindert, zum Zweck der Erfüllung der gemeindlichen Abwasserbeseitigungs-
pflicht oder zum Vollzug dieser Satzung die angeschlossenen Grundstücke zu betreten 
oder diesem Personenkreis nicht ungehinderten Zutritt zu allen Anlageteilen auf den ange-
schlossenen Grundstücken gewährt. 

 
13.  § 15 

Abwasserleitungen nicht nach § 61 a Abs. 4 LWG NRW bei deren Errichtung oder      
Änderung oder bei bestehenden Abwasserleitungen bis zum 31.12.2015 auf 
Dichtigkeit prüfen lässt. 

  
(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer unbefugt Arbeiten an der öffentlichen Abwasseranlage vor-

nimmt, Schachtabdeckungen oder Einlaufroste öffnet, Schieber bedient oder in einem Bestand-
teil der öffentlichen Abwasseranlage, etwa einen Abwasserkanal, einsteigt. 

 
(3) Ordnungswidrigkeiten nach den Absätzen 1 und 2 können mit einer Geldbuße bis zu 50.000,-- € 

geahndet werden. 
§ 24 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2011 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung der Gemeinde vom 
12.12.2001 in der Fassung des 1. Nachtrags vom 16.12.2009 außer Kraft. 

 

 

 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf hingewiesen, dass 
eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nord-
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rhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt  gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Anröchte vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel er-
gibt. 

 
 
Anröchte, 15. Dezember 2010 
 
Gemeinde Anröchte 
 
gez.  Holtkötter  
Bürgermeister   
 
 
 

1. Nachtrag zur Satzung 
über die Straßenreinigung und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren  

(Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) der Gemeinde Anröchte 
vom 12. November 2010 

 
Aufgrund von § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.7.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 17.12.2009 (GV. NRW. S. 950, der §§ 3 und 4 des Gesetzes über die Reinigung öffentlicher 
Straßen (StrReinG NRW) vom 18.12.1975 (GV NRW S. 706), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
30. Juni 2009 (GV. NRW. S. 390) und der §§ 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV NRW S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
30.06.2009 (GV. NRW S. 394) hat der Rat der Gemeinde Anröchte in seiner Sitzung am 09.11.2010 
folgende 1. Nachtragssatzung beschlossen: 
 

 
Artikel I 

 
Das Straßenverzeichnis in der Fassung vom 03.07.2009 zur Straßenreinigungs- und Gebührensat-
zung der Gemeinde Anröchte in der Fassung vom 03.07.2009 wird erweitert. 
   
Zur Klarstellung wird das erweiterte gesamte Straßenverzeichnis zur Straßenreinigung und Winter-
wartung bekanntgemacht. 
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Straßenverzeichnis        
zur Straßenreinigungs- und Gebührensatzung  

der Gemeinde Anröchte vom 12. November 2010 
              
Die Gemeinde Anröchte führt die Straßenreinigung gemäß § 1 der Ortssatzung auf folgenden Straßen in-
nerhalb der geschlossenen Ortslagen durch und erhebt dafür Benutzungsgebühren gemäß § 6 der Ortssat-
zung.                   
Innerhalb der Ortslagen ist die Reinigung aller Gehwege, in dem im Straßenverzeichnis festgelegten Umfang 
und Zeitraum, den Eigentümern der an sie angrenzenden und durch sie erschlossenen Grundstücke aufer-
legt. Innerhalb der Ortslagen ist die Reinigung der Fahrbahnen der Straßen die im Straßenverzeichnis nicht 
aufgeführt sind, in dem im Straßenverzeichnis festgelegten Umfang und Zeitraum, den Eigentümern der an 
sie angrenzenden und durch sie erschlossenen Grundstücke auferlegt. 

Diese Reinigungen haben wöchentlich, spätestens freitags oder samstags bis 17.00 Uhr zu erfolgen. 
              
Umfang der Straßenreinigungspflicht in den Straßen des Straßenverzeichnisses nach Reinigungsklassen. 

Reinigungs- 
klasse 

Reinigungshäufigkeit Reinigungsverpflich-
tung 

Verpflichteter     
A = Anlieger      

G = Gemeinde 

 S 1   1 x  wöchentlich  Reinigung Fahrbahn 
  

G 
  

 S 2   1 x  14-tägig  Reinigung Fahrbahn 
  

G 
  

              

Winterwartung  Gehwege   A   
 W   nach Witterungslage  

Winterwartung  Fahrbahn   G   
              

    
OD = Ortsdurch-
fahrt         

Name der Straße Ortsteil Ausführung der Straßenreinigung                         
von                                 bis                                   Reinigungsklasse 

Alexanderstraße Mellrich Schulstraße Mittelstraße     W 
Alte Allee Klieve OD-Grenze OD-Grenze   S 2 W 

Am Brink Berge Erwitter Straße 
Ende der Bebauung        
(nur Fahrbahn westl. 
der Kirche) 

    W 

Am Dorfbach Altengeseke Soester Straße Wachtstraße     W 
Am Kirchplatz Altengeseke Steinbreite Dahneweg     W 
Am Klosterberg Waltringhausen Annenborn Am Klosterberg 19     W 
Am Thingplatz Altengeseke Am Dorfbach Soester Straße     W 
Annenborn Waltringhausen OD-Grenze OD-Grenze     W 
Anröchter Straße Mellrich Mittelstraße OD-Grenze   S 2 W 
Antoniusstraße Uelde Lange Straße Schulberg     W 
Auf dem Knapp Klieve Alte Allee Auf dem Knapp 22     W 
Auf der Hille   Friedhofstraße Ende der Straße      W 

Belecker Straße   Belecker Straße 1 OD-Grenze S 1   W 

Berger Landstraße Berge Erwitter Straße OD-Grenze   S 2 W 
Berger Straße   Hauptstraße OD-Grenze S 1   W 
Bornsweg Effeln Zum Westtal K 8     W 
Borsigstraße   Boschstraße Daimlerstraße S 1   W 
Boschstraße   Kliever Straße Lippstädter Straße S 1   W 
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Breite Straße Robringhausen OD-Grenze OD-Grenze   S 2 W 
Brückenstraße  Kliever Straße Hauptstraße   W 
Buschweg Berge Erwitter Straße Ophöverweg     W 
Dahneweg Altengeseke Soester Straße Am Kirchplatz     W 
Daimlerstraße   Borsigstraße Lohfeldstraße     W 

Dieselstraße   Kliever Straße 
Ende der Straße              
(Hofzufahrt Hs-Nr. 16) 

S 1   W 

Dorfstraße Altenmellrich OD-Grenze OD-Grenze     W 
Dornisweg Altenmellrich St.-Georgs-Platz Dornisweg 2     W 
Erwitter Straße Berge Rüthener Straße OD-Grenze   S 2 W 
Espenweg   Belecker Straße Oberer Mühlenweg     W 
Friedhofstraße   Hauptstraße Oberer Mühlenweg     W 
Frielingerweg Altenmellrich Plattenweg Ende der Bebauung     W 

Gartenstraße Mellrich Mittelstraße 
Grundstück Kindergar-
ten 

    W 

Grabbenweg Klieve Alte Allee Grabbenweg 7      W 
Grundweg Uelde Lange Straße Ende der Bebauung     W 
Haarweg Uelde Lange Straße Ende der Bebauung     W 
Handwerkerstraße   Kathagen Hauptstraße     W 

Harkenroth   Völlinghauser Str. 
Ende des Wendeham-
mers 

S 1   W 

Hauptstraße   Lippstädter Straße Belecker Straße S 1   W 
Hohlweg Effeln Zum Westtal Zur Haar     W 
Hospitalstraße   Teichstraße Robert-Koch-Straße     W 
Im Grund Berge Berger Landstraße Am Brink     W 

Im Hagebusch Altenmellrich K 23 
Sonnenbornstraße,         
ohne d. Abzweiges 

    W 

Im Hagen   Kapellenweg Kantstraße     W 
Kantstraße   Im Hagen Mühlenweg     W 
Kapellenweg   Friedhofstraße Mühlenweg     W 
Karl-Maertin-
Straße 

  Hauptstraße Auf der Hille     W 

Kathagen   Kathagen 1 Mellricher Straße S 1   W 
Kehlbergstraße Mellrich Mittelstraße Ende der Bebauung     W 
Kliever Straße   Hauptstraße OD-Grenze S 1   W 
Kreisstraße Altengeseke Soester Straße OD-Grenze   S 2 W 
K 23 Altenmellrich Dorfstraße Sonnenbornstraße     W 
Lange Hecke Uelde Antoniusstraße Ende der Bebauung     W 
Lange Straße Uelde OD-Grenze OD-Grenze   S 2 W 
Lindenweg Waltringhausen Am Klosterberg Lindenweg 21     W 
Lippstädter Straße   Hauptstraße OD-Grenze S 1   W 
Luziastraße Robringhausen Breite Straße Luziastraße 18     W 
Marktstraße Effeln K 8 Pöppelsche     W 
Mellricher Straße   Mellricher Straße 1 OD-Grenze S 1   W 
Menzeler Straße Effeln Marktstraße Plaßstraße     W 
Mittelstraße Mellrich OD-Grenze OD-Grenze   S 2 W 
Mühlenweg   Berger Straße Kapellenweg     W 
Niederstraße   Hauptstraße Hauptstraße     W 
Obere Kirchstraße   Hauptstraße Teichstraße S 1   W 
Oberer Mühlenweg   Kapellenweg Espenweg     W 
Ophöverweg Berge Berger Landstraße Buschweg     W 
Ostlandstraße   Mühlenweg Ende der Straße     W 
Plattenweg Altenmellrich Dorfstraße Plattenweg 18     W 
Pöppelsche Effeln Waldstraße Marktstraße     W 
Pohlgartenstraße   Steinstraße Steinbrinkstraße     W 
Poststraße Uelde Lange Straße Ende der Bebauung     W 
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Robert-Koch-
Straße 

  Kliever Straße Hospitalstraße     W 

Robringhauser 
Straße 

  Kliever Straße OD-Grenze S 1   W 

Rüthener Straße Berge Erwitter Straße OD-Grenze   S 2 W 
Schrewen Straße Mellrich Schulstraße Hofzufahrt Hs.-Nr. 5     W 
Schützenstraße Mellrich Mittelstraße OD-Grenze   S 2 W 
Schulberg Uelde Antoniusstraße Lange Straße     W 
Schulstraße Mellrich Mittelstraße Ende der Bebauung     W 
Siemensstraße   Berger Straße Ende der Straße S 1   W 

Sietzstraße Klieve Springbergstraße 
Sietzstraße 3, westl. 
Grundstücksgrenze 

  W 

Soester Straße Altengeseke OD-Grenze OD-Grenze   S 2 W 

Sonnenbornstraße Altenmellrich K 23 
Dorfstraße (L 748),          
ohne den Stichweg 

    W 

Springbergstraße Klieve Alte Allee OD-Grenze   S 2 W 

St.-Georgs-Platz Altenmellrich Dorfstraße 
Plattenweg                      
(nur westl. der Kirche) 

    W 

Steinbreite Altengeseke Soester Straße Am Kirchplatz     W 
Steinbrinkstraße   Hauptstraße Pohlgartenstraße     W 
Steinstraße   Hauptstraße Berger Straße     W 
Teichstraße   Kliever Straße Kathagen S 1   W 
Untere Kirchstraße   Teichstraße Hauptstraße     W 
Völlinghauser 
Straße 

  Hauptstraße 
Völlinghauser Straße 
46 

S 1   W 

Wachtstraße Altengeseke Kreisstraße Am Dorfbach     W 
Waldstraße Effeln Zum Westtal Pöppelsche     W 
Zum Kirchenholz Altengeseke Soester Straße OD-Grenze     W 
Zum Schützenplatz   Hauptstraße Berger Straße S 1   W 
Zum Westtal Effeln Marktstraße Zum Westtal 40     W 
Zur Haar Effeln Zum Westtal K 8     W 
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Artikel  II 
 

Die 1. Nachtragssatzung tritt zum 01. Januar 2011 in Kraft.  
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf hingewiesen, dass 
eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt  gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Anröchte vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel er-
gibt. 

 
 
Anröchte, 12.November 2010 
 
Gemeinde Anröchte 
 
gez. Holtkötter  
Bürgermeister 
 
 
 

2. Nachtrag zur Satzung 
über die Straßenreinigung und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren  

(Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) der Gemeinde Anröchte 
vom 15. Dezember 2010 

 
Aufgrund von § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.7.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 17.12.2009 (GV. NRW. S. 950, der §§ 3 und 4 des Gesetzes über die Reinigung öffentlicher 
Straßen (StrReinG NRW) vom 18.12.1975 (GV NRW S. 706), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
30. Juni 2009 (GV. NRW. S. 390) und der §§ 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV NRW S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
30.06.2009 (GV. NRW S. 394) hat der Rat der Gemeinde Anröchte in seiner Sitzung am 14.12.2010 
folgende 2. Nachtragssatzung beschlossen: 
 

Artikel I 
 

Die  Straßenreinigungs-  und  Gebührensatzung  der Gemeinde  Anröchte  in  der  Fassung  des  1. 
Nachtrags vom 12.11.2010  wird wie folgt geändert:  
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§ 6 Abs. 4 
erhält folgende Fassung: 

 
(4) Die Benutzungsgebühr je Frontmeter (Absätze 1 bis 3) beträgt jährlich: 
 
- in Reinigungsklasse S1 (wöchentliche Reinigung): 0,72 Euro 
- in Reinigungsklasse S2 (14 – tägige Reinigung):    0,36 Euro 
 

§ 6 Abs. 5 
erhält folgende Fassung: 

 
(5) Für die Winterwartung wird zusätzlich eine Benutzungsgebühr erhoben. Die Benutzungsgebühr 
je Frontmeter (Absätze 1 bis 3) beträgt jährlich: 
 
- in Reinigungsklasse W: 0,24 Euro 

 
Artikel  II 

Die 2. Nachtragssatzung tritt zum 01. Januar 2011 in Kraft.  
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf hingewiesen, dass 
eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt  gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Anröchte vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel er-
gibt. 

 
 
Anröchte, 15. Dezember 2010 
 
Gemeinde Anröchte 
 
gez. Holtkötter  
Bürgermeister 
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Widmung von Gemeindestraßen gemäß § 6 Abs. 1 StrWG NRW  
 

Aufgrund des Beschlusses des Rates der Gemeinde Anröchte vom 19.06.2007 werden hiermit ge-
mäß § 6 Abs. 1 Straßen- und Wegegesetz Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) in der zur Zeit gülti-
gen Fassung folgende Straßen dem öffentlichen Verkehr gewidmet:  
 
Die Straße „Küsterbusch“ wird als Gemeindestraße, bei der die Belange der anliegenden Grundstü-
cke überwiegen, ohne Einschränkung auf eine bestimmte Benutzungsart, einen Benutzungszweck 
oder Benutzerkreis gemäß § 6 Abs. 1 Straßen- und Wegegesetz NRW dem öffentlichen Verkehr 
gewidmet.  
 
Die „Friedhofstraße“ wird von der Kreuzung „Oberer Mühlenweg“ bis Ende der Bebauung auf einer 
Länge von 230 m als Gemeindestraße, bei der die Belange der anliegenden Grundstücke überwie-
gen, ohne Einschränkung auf eine bestimmte Benutzungsart, einen Benutzungszweck oder Benut-
zerkreis gemäß § 6 Abs. 1 Straßen- und Wegegesetz NRW dem öffentlichen Verkehr gewidmet.  
 
Der „Obere Mühlenweg“ wird von der Kreuzung Friedhofstraße bis zum Feldweg „Unter den Birken“ 
auf einer Länge von 140 m als Gemeindestraße, bei der die Belange der anliegenden Grundstücke 
überwiegen, ohne Einschränkung auf eine bestimmte Benutzungsart, einen Benutzungszweck oder 
Benutzerkreis gemäß § 6 Abs. 1 Straßen- und Wegegesetz NRW dem öffentlichen Verkehr gewid-
met.  
 
Der im Baugebiet „Küsterbusch“ auf einer Länge von ca. 32 m in Ost-West Richtung verlaufende 
Verbindungsweg wird mit der Bestimmungsart „Fußgänger und Radfahrer“ beschränkt dem öffentli-
chen Verkehr gewidmet. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung:  
Gegen diese Widmung kann vor dem Verwaltungsgericht Arnsberg, 59821 Arnsberg, Jägerstraße 1, 
binnen eines Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundenbeamten der 
Geschäftsstelle Klage erhoben werden. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Ge-
genstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zu Be-
gründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid 
soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. 
 
Hinweis:  
Der Gesetzgeber hat das einer Klage bisher vorgeschaltete Widerspruchsverfahren abgeschafft. 
Zur Vermeidung unnötiger Kosten wird empfohlen, sich vor Erhebung einer Klage zunächst mit dem 
Bauamt der Gemeinde Anröchte, Herrn Kramme, Tel. 02947/888-600, in Verbindung zu setzen. In 
vielen Fällen können so Unstimmigkeiten auch ohne ein gerichtliches Verfahren behoben und offe-
ne Fragen geklärt werden. Die Klagefrist von einem Monat wird durch einen solchen außergerichtli-
chen Einigungsversuch jedoch nicht verlängert.  
 
 
Anröchte, 15. Dezember 2010  
 
Gemeinde Anröchte 
 
gez. Holtkötter  
Bürgermeister 
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